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Sachverhalt

Eine nach Art. 392/Ziff. 1/393 Ziff 2 verbeiständete verwitwete und kinderlose betagte Frau  lebt in einem Pflegeheim und ist inzwischen dauernd urteilunfähig. Als Beistand amtet der Heimleiter (!) des privaten Alters- und Pflegeheims, das als AG konstituiert ist. Das Ehepaar ist Alleinaktionär der AG.

Der Beistand stellt an die VB den Antrag, ihm aus dem Vermögen der der Verbeiständeten ein Darlehen von Fr. 500'000.- für den Erwerb einer Liegenschaft (Reserveheim) zu gewähren. Das Darlehen würde grundpfandrechtlich gesichert und zu den Bedingungen von 1. Hypotheken verzinst. Die Verbeiständete hat dem Heimleiter bereits früher, als sie noch urteilsfähig war, ein Darlehen von Fr. 400'000.- gewährt und darüber hinaus ihr ganzes Vermögen testamentarisch einer Stiftung des Heimes vermacht.

Die betreute Person verfügt z.Zt. noch über ein liquides Vermögen von Fr. 710'000.-- . Zur Deckung der Lebensunterhaltskosten ergibt sich ein jährlicher Vermögensverzehr von Fr. 30'000.-
Die VB beabsichtigt, für dieses Geschäft eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB zu errichten und den Amtsvormund mit der Abwicklung dieses Geschäfts zu beauftragen. Dieser erkundigt sich

- wie die „Vermögensanlage“ in grundpfandrechtlich gesicherten Hypotheken nach Gesetz, Lehre und Rechtsprechung sowie unter Berücksichtigung der psychosozialen Nähe der betreuten Person zum Beistand und Heimleiter zu beurteilen sei,

- ob das beträchtliche Fremdkapital von insgesamt Fr. 900000 für die beiden Liegenschaften nicht ein zu hohes Risiko darstelle.

Erwägungen

1. Die Anlage von vormundschaftlich betreutem Vermögen in grundpfandrechtlich gesicherte Hypotheken ist grundsätzlich möglich. Die Anlagerichtlinien der VB der Stadt Zürich von 1999 halten 1. Hypotheken auf Einfamilien- und Wohnhäusern innerhalb einer Belehnung von 2/3 des Verkehrswertes für zulässig. Senn
 stellt fest, dass Grundpfandtitel die weitverbreitetste Art der Vermögensanlage in Nominalwerten darstellen. Grundpfandverschreibungen seien jedoch relativ schwerfällig, weil die Forderung nicht in einem Wertpapier verbrieft ist. Inhaberschuldbriefe seien zwar beweglicher aber dennoch schlecht handelbar und verfügten nur über eine geringe Liquidität. Die nominelle Sicherheit von Hypotheken hange vor allem von der Natur des betreffenden Grundstücks, seinem Wert, der Belehnungsgrenze und dem Rang des Pfandrechts ab. Die Rendite stehe im Allgemeinen zur Sicherheit der Forderung im Verhältnis der Reziprozität. Im vorliegenden Fall müssten diese Gesichtspunkte in die Beurteilung einbezogen werden.

2. Die Anlage von Teilen des Vermögens in Hypotheken kommt zweifellos nur in Frage, wenn genügend liquide Mittel zur Deckung des laufenden Lebensunterhalts und allenfalls von ausserordentlichen Lebenshaltungskosten vorhanden sind. Im vorliegenden Fall reicht das Restvermögen nach Gewährung eines allfälligen Darlehens für ca. 10 Jahre. Ob diese Reserve genügt ist u.a. von der hypothetischen Lebenserwartung und von der Einschätzung des möglicherweise progressiven Mittelbedarfs abhängig.

3. Bei der Beurteilung des vorliegenden Falles ist auch die Tatsache zu würdigen, dass die verbeiständete Frau verwitwet und kinderlos ist, also keine nahen gesetzlichen und insbesondere keine pflichtteilsgeschützten Erben vorhanden sind und dass sie bereits testamentarisch der Stiftung des Alters- und Pflegeheims ihr Vermögen vermacht hat. Über das Rechtsverhältnis zwischen Stiftung und AG ist allerdings nichts bekannt.


4. Nicht in der Fragestellung enthalten, aber dennoch eine Bemerkung verdient die Tatsache, dass der Heimleiter zum Beistand einer Pensionärin ernannt wurde. Diese Konstellation beinhaltet eine permanente abstrakte Interessenkollision, welche die Eignung des Heimleiters als Mandatsträger fraglich erscheinen lässt. Im konkreten Fall steht nun bereits die zweite Vermögenstransaktion zugunsten des Heimleiters  zur Diskussion. Das Geschäft bedarf, sofern man es überhaupt in Betracht, zieht einer besonders eingehenden Prüfung durch den  designierten Vertretungsbeistand. 
Niederrohrdorf, 1. November 2006 
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